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Entwurf 

Gesetz 

über die Staatsbank Berlin 

vom 

§ 1 

(1) Die Staatsbank Berlin (nachfolgend Bank genannt) ist Körper-

schaft des öffentlichen Rechts und juristische Person.  

(2) Die Bank hat ihren Sitz in  Berlin.  Sie ist berechtigt, Z weig-

niederlassungen zu unterhalten. 

(3) Der Gewährträger der Bank ist die Deutsche Demokratische 

Republik. Sie haftet für die Verbindlichkeiten der Bank unbe-
schränkt. Die Gläubiger der Bank können den  Gewährträger nur 

in Anspruch nehmen, soweit sie aus dem Vernögen der Bank 
nicht befriedigt werden. Der Gewährträger stellt sicher, daß 
die Bank ihre Aufgaben erfüllen kann (Anstaltslast) . 

(4) Das Grundkapital der  Bank  beträgt 250 Mio Mark und steht 

der Deutschen Demokratischen Republik zu. Es kann durch Ein-

lagen oder aus Eigenmitteln der Bank erhöht werden. 

(5) Die Bank ist Rechtsnachfolger der Staatsbank der Deutschen 

Demokratischen Republik und tritt in deren Verträge per 

30. 06. 1990 gegenüber Dritten ein. 

§ 2 

Der Bank obliegt insbesondere: 

1. die Wahrnehmung von Aufgaben aus dem Staatsvertrag über die 

Schaffung  einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion 

zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und der Bundes-

republik Deutschland. 



Das betrifft vor allem 

- die Führung des Ausgleichsfonds und weitere ihr in diesem 

Zusammenhang durch die Regierung übertragenen Aufgaben; 

- die Verwaltung und Abwicklung der bis zu Währungsumstellung 

eingegangenen Anlage- und Refinanzierungsbeziehungen der 

Staatsbank der Deutschen Demokratischen Republik mit den 

Geschäftsbanken; 

- die  Verwaltung  und Abwicklung der bei der Staatsbank der 

Deutschen Demokratischen Republik konzentrierten Forderun- 

-

und Verbindlichkeiten gegenüber dem Ausland; 

2. die Durchführung von Bankgeschäften insbesondere mit öffentlich-

rechtlichen Körperschaften einschließlich der Anstalt zur 

treuhänderischen Verwaltung des Volkseigentums; 

3. die Mitwirkung bei der Finanzierung von öfftenlichen Förderungs-

maßnahmen zur strukturpolitischen Entwicklung der Wirtschaft, der 

Verbesserung der Infrastruktur, des  Umweltschutzes, des sozialen 

Wohnungsbaus und anderer Förderungsprogramme; 

4. die bankmäßige Abwicklung von internationalen Handels-, Zahlungs- 

und Kreditabkommen der Deutschen Demokratischen Republik; 

5. die Wahrnehmung der Vertretung der Deutschen Demokratischen Repu-

blik in den Bankräten bei der Internationalen Bank für Wirtschaft-

liche Zusammenarbeit und der Internationalen Investitionsbank; 

6. die Durchführung von Aufgaben des Zahlungs- und Verrechnungsver-

kehrs 

ungeachtet der Vertragsfreiheit der Geschäftspartner. 

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben kann sie alle üblichen Bankgeschäfte 

durchführen, insbesondere Depositen unterhalten, sich auf Geld- und 

Kapitalmärkten refinanzieren und Wertpapiergeschäfte durchführen. 

Zur Beschaffung der erforderlichen Mittel für die Durchführung ihrer 

Aufgaben kann die Bank Schuldverschreibungen ausgeben und Darlehen 

aufnehmen. Die Bank kann sich an anderen Geld- und Kreditinstituten 

und wirtschaftlichen Unternehmen beteiligen. Sie ist zur Anlage von 

Mündelgeld geeignet. 



§ 3 

Die Geschäfte der Bank sind nach kaufmännischen Grundsätzen zu 

führen. Die Erzielung von Gewinn ist nicht Hauptzweck des 

Geschäftsbetriebes. 

§ 4 

(1) Organe der Bank sind der Vorstand und der Verwaltungsrat. 

(2) Aufgaben und Befugnisse der Organe regelt, soweit das Gesetz 

nichts anderes bestimmt, die Satzung. 

§ 5 

(1) Der Vorstand führt die Geschäfte der Bank. 

(2) Der Vorstand vertritt die Bank gerichtlich und außergericht-

lich. Vorstandsmitgliedern gegenüber wird die Bank durch 

den Verwaltungsratvorsitzenden vertreten. 

(3) Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden, dem stellvertre-

tenden Vorsitzenden und weiteren ordentlichen und stellver-

tretenden Mitgliedern. 

Die Vorstandsmitglieder werden vom Verwaltungsrat für 

höchstens 5 Jahre bestellt. Eine wiederholte Bestellung bzw. 

vorzeitige Abberufung ist zulässig. 

§ 6 

(1) Der Verwaltungsrat beschließt die Richtlinien für die Ge-

schäftspolitik der Bank und überwacht ihre Geschäftsführung. 

(2) Der Verwaltungsrat der Bank besteht aus . 

1. dem Vorsitzenden und seinem Stellvertreter, 

sie werden vom Gewährträger bestellt; 

2. fünf Vertretern von wirtschaftlichen Unternehmen, die 

vom Gewährträger bestellt werden; 

3. fünf Vertretern territorialer Einrichtungen, die vom 

Gewährträger bestellt werden; 
4. vier Vertretern der Belegschaft. 



(3) Die Amtsdauer der Mitglieder des Verwaltungsrates beträgt 
3 Jahre. 

(4) Der Verwaltungsrat faßt, soweit nichts anderes bestimmt ist, 
seint Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen, wobei jedes Mitglied 1 Stimme hat. Bei Stimmen-

gleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Zur 

Beschlußfähigkeit ist die Anwesenheit von mindestens der 

Hälfte der Mitglieder erforderlich. Die Satzung kann eine 

Beschlußfassung im Wege der schriftlichen Abstimmung oder 

auf eine andere geeignete Art und Weise zulassen. 

§ 7 

Zur Unterstützung dar Tätigkeit der Organe der Bank wird ein 

Beirat gebildet. Die Mitglieder des Beirates werden  vom Vor-
sitzenden des Verwaltungsrates berufen. 

§ 8 

(1) Die Satzung der Bank wird vom Vorstand aufgestellt, vom 

Verwaltungsrat beschlossen und bedarf' der Bestätigung 
des Gewährträgers. 

(2) Änderungen der Satzung können vom Verwaltungsrat mit einer 

Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen, mindestens 

jedoch der Hälfte aller Mitglieder beschlossen werden. Sie 

bedürfen der Bestätigung des Gewähr trägers . 

§ 9 

(1) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

(2) Die Bank ist verpflichtet, nach den für Kreditinstitute 

geltenden Bestimmungen Jahresabschlüsse und Lageberichte 

aufzustellen, prüfen zu lassen und bekanntzumachen. 

(3) Dar Gewährträger bestimmt den Abschlußprüfer. 

(4) Der Verwaltungsrat entscheidet über die Genehmigung des 

Jahresabschlusses innerhalb . der ersten 6 Monate nach Abschluß 

eines Geschäftsjahres. 



§ 10 

Aus dem Jahresüberschuß sind Rücklagen zu bilden. Über die 

Verwendung des verbleibenden Gewinns, einschließlich der Bildung 

von Rückstellungen, entscheidet der Verwaltungsrat auf Vorschlag 

des Vorstandes. 

§ 11 

Die Vorschriften über die Eintragung in das Handelsregister 

gelten nicht far die Bank. 

§ 12 

Die Staatsaufsicht über die Bank nimmt der Minister der Finanzen 

der Deutschen Demokratischen Republik nach Maßgabe der Regelungen 

des Staatsvertrages über die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- 

und Sozialunion zwischen dar Deutschen Demokratischen Republik und 

der Bundesrepublik Deutschland wahr. 

§ 13 

(1) Die Bank ist als Körperschaft des öffentlichen Rechts für 

weitere Gewährträger mit Zustimmung des Verwaltungsrates und 

des Ministers der Finanzen offen. 

(2) Die Bank kann nur durch Gesetz aufgelöst werden. Das nach 

der Abwicklung verbleibende Vermögen fällt den Gewährträgern 

entsprechend ihren Kapitalanteilen zu. 

§ 14 

Dieses Gesetz tritt am 30. Juni 1990 in Kraft. 


